
Aktenzeichen: 10 AZR 552/91 
Bundesarbeitsgericht 10. Senat

I. Arbeitsgericht 
Augsburg

II. Landesarbeitsgericht 
München

Urteil vom 12. Mai 1993
- 10 AZR 552/91 -
Urteil vom 27. Juni 1991
- 1 Ca 577/91 -
Urteil vom 08. Oktober 1991
- 2 Sa 475/91 -

Für die Amtliche Sammlung: Nein 
Für die Fachpresse : Nein
Für das Bundesarchiv : Nein

EntscheidungsStichwort:
Tarifliches 13. Monatseinkommen und betriebliches Weihnachts­
geld bei geringer Arbeitsleistung wegen Arbeitsunfähigkeit» 
Schutzfristen nach dem Mutterschutzgesetz bzw. Erziehungsur­
laub

Gesetz:
BGB § 611 Gratifikation; MuSchG §§ 3, 6; BErzGG § 16; 
Tarifvertrag über die Gewährung eines 13. Monatseinkommens 
für die Angestellten des Baugewerbes vom 27. April 1990 § 2

Leitsätze:

K e i n e

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


10 AZR 552/91
2 Sa 475/91 München
Verkündet am 
12. Mai 1993
Bartel,
Reg.-Obersekretärin 
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

Im Namen des Volkes!

Urteil
In Sachen

f t

PP-

I r
hat der Zehnte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der 
mündlichen Verhandlung vom 12. Mai 1993 durch den Vorsitzen­
den Richter Matthes, die Richter Dr. Freitag und Hauck sowie
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die ehrenamtlichen Richter Seyd und Großmann für Recht er­
kannt :

1. Die Revision der Klägerin gegen das Urteil des 
Landesarbeitsgerichts München vom 8. Oktober 
1991 - 2 Sa 475/91 - wird durch Versäumnisur­
teil zurückgewiesen.

2. Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil 
des Landesarbeitsgerichts München vom
8. Oktober 1991 - 2 Sa 475/91 - aufgehoben.
Auf die Berufung der Beklagten wird das Urteil 
des Arbeitsgerichts Augsburg vom 27. Juni 1991 
- 1 Ca 577/91 - teilweise abgeändert.
Die Beklagte wird verurteilt, an die Klägerin
2.334,45 DM brutto zu zahlen. Im übrigen wird (
die Klage abgewiesen.

3. Die Kosten des Rechtsstreits trägt zu 1/5 die 
Klägerin, zu 4/5 die Beklagte.

V o n  R e c h t s  w e g e n !

T a t b e s t a n d  :

Die Parteien streiten um eine tarifliche und betriebliche 
Sonderzahlung ("13. Monatseinkommen bzw. Weihnachtsgeld") für das 
Jahr 1990.

Die Klägerin war seit dem 26. August 1983 als kaufmännische 
Angestellte bei der Beklagten, einem Unternehmen der Bauindu­
strie, für ein monatliches Bruttogehalt von zuletzt 3.220,—  DM, 
beschäftigt; das Gehalt setzte sich aus einem Tarifgehalt von 
2.955,—  DM brutto und einer übertariflichen Zulage von 265,—  DM
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brutto zusammen. Das Arbeitsverhältnis endete durch eigene Kündi­
gung der Klägerin vom 10. Januar 1991 am 25. April 1991.

Nach § 7 des Anstellungsvertrags vom 26. August 1983 fanden 
auf das Arbeitsverhältnis u.a. die jeweils gültigen Tarifverträge 
für Angestellte Anwendung. So galt auch der Tarifvertrag über die 
Gewährung eines 13. Monatseinkommens für die Angestellten des 
Baugewerbes vom 27. April 1990 (TV 13. Monatseinkommen). Dieser 
bestimmt zur Zahlung eines 13. Monatseinkommens:

"§ 2
(1) Arbeitnehmer, deren Arbeitsverhältnis am 

30. November des laufenden Kalenderjahres 
(Stichtag) mindestens zwölf Monate ununter­
brochen besteht, haben Anspruch auf ein
13. Monatseinkommen. Es beträgt
ab 1. April 1990 79 v.H.,
ab 1. Januar 1991 90 v.H.,
ab 1. Januar 1992 100 v.H.

ihres Tarifgehalts.
(2) Arbeitnehmer, deren Arbeitsverhältnis am 

Stichtag noch nicht zwölf Monate ununterbro­
chen besteht, haben für jeden vollen Beschäf­
tigungsmonat , den sie bis zum Stichtag unun­
terbrochen im Betrieb zurückgelegt haben, An­
spruch auf ein Zwölftel des 13. Monatsein­
kommens gemäß Abs. 1, wenn das Beschäfti­
gungsverhältnis am Stichtag mindestens drei 
Monate ununterbrochen besteht.

(3) Arbeitnehmer, deren Arbeitsverhältnis vor dem 
Stichtag endet, haben für jeden vollen Be­
schäftigungsmonat, den sie seit dem 1. De­
zember des Vorjahres ununterbrochen im Be­
trieb zurückgelegt haben, Anspruch auf ein 
Zwölftel des 13. Monatseinkommens gemäß
Abs. 1, wenn das Beschäftigungsverhältnis im 
Zeitpunkt des Ausscheidens mindestens drei 
Monate ununterbrochen bestanden hat. Ein An­
spruch besteht nicht, wenn das Arbeitsver­
hältnis durch außerordentliche Kündigung des 
Arbeitgebers beendet wurde, oder wenn der Ar­
beitnehmer ohne wichtigen Grund ohne Einhal-
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tung der Kündigungsfrist aus dem nicht ein­
vernehmlich aufgehobenen Arbeitsverhältnis 
ausgeschieden ist."

Mit Schreiben vom 31. Oktober 1990, das am 7. November 1990 
ausgehängt worden ist, hat die Beklagte zur Zahlung eines Weih­
nachtsgeldes 1990 bekannt gegeben:

"Weihnachtsgeld 1990
A. ...
B. Angestellte, deren Arbeitsverhältnis am

30. November 1990 mindestens zwölf Monate un­
unterbrochen besteht, erhalten 90 % ihres No­
vember-Gehaltes .
Angestellte, deren Arbeitsverhältnis am Stich­
tag noch nicht zwölf Monate, jedoch mindestens 
drei Monate ununterbrochen besteht, erhalten 
ein anteiliges Weihnachtsgeld.

C.
Im übrigen gilt für die Leistung des Weih­
nachtsgeldes 1990 das Rundschreiben der 
Hauptverwaltung Nr. 13/90 vom 31. Oktober 
1990.
Der tarifliche Anspruch auf einen Teil eines 
13. Monatseinkommens wird mit dem Weihnachts­
geld 1990, das nach den gesetzlichen und 
sonstigen Abzügen in einem Betrag ausgezahlt 
wird, für das Kalenderjahr 1990 abgegolten. 
Damit machen wir von der im Tarifvertrag 
vorgesehenen Anrechnungsmöglichkeit Gebrauch. 
Soweit das in einem Betrag gezahlte Weih­
nachtsgeld den tariflichen Anspruch über­
steigt, ist es eine dem Grunde und der Höhe 
nach freiwillige Zuwendung für den Zeitraum
1. Dezember 1989 bis 30. November 1990, auf 
die ein Anspruch nicht besteht und auch 
künftig nicht erworben werden kann.
Der Anspruch auf Zahlung eines Weihnachts­
geldes setzt voraus, daß das Beschäftigungs-/ 
Ausbildungsverhältnis am 30. November 1990 
besteht und nicht gekündigt ist. Dies gilt nicht für den Fall einer betriebsbedingten 
Kündigung. Die bis zum 30. November 1990 
erworbene Betriebszugehörigkeit ist maß­
gebend ."
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In dem darin in Bezug genommenen Rundschreiben Nr. 13/90 
heißt es - soweit hier von Bedeutung -:

"Weihnachtsgeld 1990
In der Verhandlung zwischen dem Vorstand und dem 
Gesamtbetriebsrat am 24. Oktober 1990 wurde das 
Weihnachtsgeld 1990 behandelt. Der Vorstand hat nach eingehender Erörterung beschlossen, für das 
Kalenderjahr 1990 ein Weihnachtsgeld nach Maßgabe folgender Richtlinien zu gewähren:
Der tarifliche Anspruch auf einen Teil eines 
13. Monatseinkommens wird mit dem Weihnachtsgeld 
1990, das nach den gesetzlichen und sonstigen Ab­
zügen in einem Betrag ausgezahlt wird, für den 
Zeitraum vom 1. Dezember 1989 bis 30. November 
1990 abgegolten. Damit machen wir von der im Ta­
rifvertrag vorgesehenen Anrechnungsmöglichkeit 
Gebrauch. Der Teil des Weihnachtsgeldes, der den 
tariflichen Anspruch übersteigt, ist eine dem 
Grunde und der Höhe nach freiwillige Zuwendung 
für den Zeitraum vom 1. Dezember 1989 bis 30. No­
vember 1990, auf die ein Anspruch nicht besteht 
und auch künftig nicht erworben werden kann.

I. Beschäftigungsverhältnis und BetriebsZugehö­
rigkeit
Der Anspruch auf Zahlung eines Weihnachtsgeld 
des setzt voraus, daß das Beschäftigungs-/Aus- 
bildungsverhältnis am 30. November 1990 be­
steht und nicht gekündigt ist. Dies gilt nicht 
für den Fall einer betriebsbedingten Kündi­
gung. Ein Vorruhestandsantrag stellt keine 
Kündigung dar. Die bis zum 30. November 1990 
erworbene BetriebsZugehörigkeit ist maßgebend. 
Im übrigen richtet sich die Dauer der Be­
triebszugehörigkeit nach Ziffer I der Be­
triebsvereinbarung über die Sonderleistungen 
der H

II. Leistungen

B. Angestellte, deren Arbeitsverhältnis am 
30. November 1990 mindestens 12 Monate un­
unterbrochen besteht, erhalten 90 % ihres 
November-Gehaltes.
Grundlage für die Errechnung des Weih­
nachtsgeldes ist das Gehalt des Monats
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November 1990 für die tarifliche regelmä­
ßige Arbeitszeit. Überstundenvergütungen 
jeglicher Art, auch Überstundenpauschalen, 
werden nicht berücksichtigt.
Im übrigen gilt für diese Leistungen § 2 
TV 13. Monatseink./Ang/Pol entsprechend.

III. Sonderregelungen

4. Mitarbeiter, die in der Zeit vom 1. De­
zember 1989 bis 30. November 1990 nicht 
oder nur in ganz unerheblichem Umfang 
gearbeitet haben, erhalten Weihnachts­
geld oder den tariflichen Teil eines 
13. Monatseinkommens in begründeten Aus­
nahmefällen nach Entscheidung der jewei­
ligen Niederlassung.
Eine Arbeitsleistung von mindestens zwei 
Wochen gilt als nicht ganz unerheblich. 
Tage, an denen die Arbeit infolge Tarif­
urlaubs oder solcher Gründe ausgefallen 
ist, die nicht in der Person des Mitar­
beiters liegen, werden auf diesen Zwei- 
Wochen-Zeitraum angerechnet.

Die Klägerin arbeitete im Bezugszeitraum vom 1. Dezember 
1989 bis 30. November 1990 vom 1. bis 6. Dezember 1989 (vier Ar­
beitstage), war vom 7. bis 18. Dezember 1989 arbeitsunfähig 
krank, arbeitete vom 19. Dezember 1989 bis 13. März 1990 wegen 
der Beschäftigungsverbote nach dem Mutterschutzgesetz nicht und 
nahm anschließend Erziehungsurlaub in Anspruch.

Die Beklagte hat der Klägerin für das Jahr 1990 kein 
13. Monatsgehalt bezahlt.

Die Klägerin ist der Auffassung, daß ihr für das Jahr 1990 
eine Sonderzahlung in Höhe von 90 % von 3.220,—  DM brutto, also
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2.898,—  DM brutto zustehe. Dieser Anspruch ergebe sich in Höhe 
von 79 % aus dem TV 13. Monatseinkommen und in Höhe von 11 % aus 
dem Aushang. Die Tatsache, daß sie im Bezugszeitraum arbeitsunfä­
hig krank gewesen sei, sowie wegen der Beschäftigungsverbote nach 
dem Mutterschutzgesetz bzw. wegen der Inanspruchnahme des Erzie­
hungsurlaubes nicht gearbeitet habe, berechtige die Beklagte 
nicht dazu, ihr die Sonderzahlung zu verweigern. Grundlage für 
einen Anspruch sei lediglich das rechtliche Bestehen des Arbeits­
verhältnisses, nicht aber die tatsächlich erbrachte Arbeitslei­
stung.

Die Klägerin hat beantragt,

die Beklagte zu verurteilen, an sie 2.898,—  DM
brutto zu zahlen.

Die Beklagte hat beantragt, die Klage abzuweisen. Sie ist 
der Ansicht, der Klägerin stehe kein Anspruch zu. Im Bezugszeit­
raum vom 1. Dezember 1989 bis zum 30. November 1990 habe die Klä­
gerin lediglich an vier Arbeitstagen eine Arbeitsleistung er­
bracht. Danach sei sie unterbrochen wegen Krankheit, den Beschäf­
tigungsverboten nach dem Mutterschutzgesetz und Erziehungsurlaub 
abwesend gewesen. Voraussetzung für den Anspruch auf eine Sonder­
zahlung sei aber, daß im fraglichen Zeitraum zumindest eine nicht 
völlig unerhebliche Arbeitsleistung erbracht worden sei. Vier Ar­
beitstage seien jedoch als unerheblich anzusehen, wie das im 
Rundschreiben Nr. 13/90 im Einklang mit der Rechtsprechung des 
Bundesarbeitsgerichts ausdrücklich normiert worden sei. Selbst 
wenn die Klägerin einen Anspruch auf die Sonderzahlung hätte, 
würde diese nur 79 % vom Tarifgehalt betragen, also aufgerundet
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2.335,—  DM brutto (79 % von 2.955,—  DM). Hinsichtlich des dar­
über hinausgehenden Betrages scheide ein Anspruch wegen der aus­
drücklichen Bestimmung im Rundschreiben Nr. 13/90 aus.

Das Arbeitsgericht hat der Klage in Höhe von 2.898,—  DM 
brutto stattgegeben. Auf die Berufung der Beklagten hat das Lan­
desarbeitsgericht das Urteil des Arbeitsgerichts abgeändert und 
der Klage lediglich in Höhe von 2.543,80 DM brutto (79 % von 
3.220,—  DM brutto) stattgegeben, sowie im übrigen die Klage ab­
gewiesen. Hiergegen richten sich die Revisionen der Klägerin und 
der Beklagten, die ihre jeweilige Rechtsauffassung aufrechterhal­
ten.

E n t s c h e i d u n q s g r ü n d e  :

Die Revision der Klägerin ist wegen ihrer Säumnis im Termin 
zur mündlichen Verhandlung vom 12. Mai 1993 zurückzuweisen. Die 
Revision der Beklagten ist insoweit begründet, als das Landesar­
beitsgericht der Klägerin ein 13. Monatseinkommen in Höhe von 
79 % ihres tatsächlichen Bruttomonatsgehalts von 3.220,—  DM 
(= 2.543,80 DM brutto) und nicht von 79 % des Tarifgehalts von 
2.995,—  DM (= 2.334,45 DM brutto) zugesprochen hat. Im übrigen 
hat die Revision der Beklagten keinen Erfolg, da der Klägerin 
nach dem TV 13. Monatseinkommen ein 13. Monatseinkommen für das 
Jahr 1990 in Höhe von 79 % ihres Tarifgehalts zusteht.

I. Das Landesarbeitsgericht hat der Klage in Höhe von 79 % des 
monatlichen Bruttoeinkommens von 3.220,—  DM, also 2.543,80 DM 
brutto stattgegeben und dies im wesentlichen damit begründet, daß
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ein Anspruch gemäß § 2 des TV 13. Monatseinkommen bestehe. Dieser 
dürfe schon wegen der in den Zeitraum vom 1. Dezember 1989 bis 
13. März 1990 fallenden Zeiten der Arbeitsleistung, der Ausfall­
zeiten infolge Krankheit und mutterschutzrechtlicher Beschäfti­
gungsverbote nicht gemindert werden, da diese Zeiten selbst nach 
der Auffassung der Beklagten keine ganz unerheblichen Zeiten 
sind. Nach dem Charakter der Zuwendung, die hier nicht als Ent­
lohnung geleisteter Dienste anzusehen sei, sondern als von der 
eigentlichen Vergütung unabhängige Sonderleistung, sei außerdem 
der rechtliche Bestand des Arbeitsverhältnisses maßgebend; eine 
Reduzierung der Sonderleistung in Abhängigkeit von dem Maße der 
erbrachten Arbeitsleistung scheide aus, so daß ein tariflicher 
Anspruch in Höhe von 79 % des Tarifgehalts bestehe.

Dagegen habe die Klägerin aufgrund der ausdrücklichen Be­
stimmung in der betrieblichen Gratifikationsregelung keinen An­
spruch auf einen 79 % übersteigenden Zuwendungsbetrag. Sie habe 
deutlich weniger als die in Abschnitt III Ziffer 4 des Rund­
schreibens Nr. 13/90 genannten zwölf Arbeitstage gearbeitet.
Diese betriebliche Einheitsregelung entspreche sowohl Sachge- 
sichtspunkten als auch der Billigkeit. Es sei kein Grund dafür zu 
erkennen, daß es einem Arbeitgeber verwehrt sein solle, bei einer 
freiwilligen Leistung auf das tatsächliche Ausmaß der Mitarbeit 
und damit auf den effektiv geleisteten Beitrag zum Betriebsergeb­
nis abzustellen. Auch der Schutzcharakter des Mutterschutzgeset­
zes wie des Lohnfortzahlungsgesetzes begründeten keine über die 
Pflicht zur EntgeltZahlung für die Zeiten des Beschäftigungsver- 
bots bzw. über die Lohnfortzahlung gemäß § 1 LFZG bzw. § 616 
Abs. 2 BGB hinausgehende Alimentationspflicht des Arbeitgebers.
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II. Diese Ausführungen des Landesarbeitsgerichts halten der re­
visionsgerichtlichen Prüfung nur zum Teil stand.

1. Soweit die Klägerin das Urteil des Landesarbeitsgerichts 
wegen der teilweisen Klageabweisung bezüglich der Zahlung eines 
betrieblichen Weihnachtsgeldes von 90 % ihres Novembergehalts 
aufgrund des Aushangs vom 7. November 1990 angegriffen hat, kann 
ihre Revision schon deshalb keinen Erfolg haben, weil sie bzw. 
ihr Prozeßbevollmächtigter im Termin der mündlichen Verhandlung 
am 12. Mai 1993 nicht erschienen sind. Ohne Prüfung der sachli­
chen Berechtigung ihrer Revisionsangriffe war die Revision der 
Klägerin aufgrund ihrer Säumnis durch (echtes) Versäumnisurteil 
zurückzuweisen.

2. Die Revision der Beklagten ist hinsichtlich der Höhe des
13. Monatseinkommens - teilweise - begründet und im übrigen durch 
(unechtes) Versäumnisurteil zurückzuweisen.

a) Zu Recht hat das Landesarbeitsgericht erkannt, daß der Klä­
gerin ein Anspruch auf das 13. Monatseinkommen für das Jahr 1990 
aus dem TV 13. Monatseinkommen zusteht. Die Klägerin erfüllt die 
tariflichen AnspruchsvorausSetzungen, da ihr Arbeitsverhältnis am 
30. November 1990, dem tariflichen Stichtag, seit mindestens 12 
Monaten ununterbrochen bestanden hat. Soweit sich die Beklagte 
gegen die Verurteilung zur Zahlung des 13. Monatseinkommens 1990 
dem Grunde nach wendet, ist ihre Revision daher unbegründet.
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Entgegen der Auffassung der Beklagten steht dem Anspruch der 
Klägerin nicht entgegen, daß sie im Bezugszeitraum vom 1. Dezem­
ber 1989 bis zum 30. November 1990 lediglich in der Zeit vom 1. 
bis 6. Dezember 1989 (vier Arbeitstage) gearbeitet hat, vom 7. 
bis 18. Dezember 1989 arbeitsunfähig krank war, vom 19. Dezember 
1989 bis 13. März 1990 wegen der Beschäftigungsverbote nach dem 
Mutterschutzgesetz nicht arbeitete und anschließend Erziehungsur­
laub nahm.

Wie das Bundesarbeitsgericht bereits entschieden hat (BAGE 
40, 221 = AP Nr. 114 zu § 611 BGB Gratifikation; Urteil vom 
8. Oktober 1986 - 5 AZR 582/85 - AP Nr. 7 zu § 8 a MuSchG 1968), 
darf eine jährlich zu zahlende Jahressonderleistung nicht wegen 
Fehlzeiten, die durch die Mutterschutzfristen der §§ 3, 6 MuSchG 
entstehen, gekürzt oder ausgeschlossen werden. An dieser Recht­
sprechung ist festzuhalten. Die Schutzfristen der §§ 3, 6 MuSchG 
sind daher im Hinblick auf das 13. Monatseinkommen nach dem TV 
13. Monatseinkommen so zu behandeln, als hätte die Klägerin tat­
sächlich gearbeitet. Da diese Schutzfristen im Falle der Klägerin 
vom 19. Dezember 1989 bis 13. März 1990 dauerten, nahmen sie 
einen nicht unerheblichen Zeitraum im Bezugszeitraum vom 
1. Dezember 1989 bis zum 30. November 1990 ein. Entgegen der Auf­
fassung der Beklagten liegt daher in dem Verlangen der Klägerin 
nach Zahlung des 13. Monatseinkommens auch kein Rechtsmißbrauch,

b) Das Landesarbeitsgericht hat den Anspruch der Klägerin je­
doch unzutreffend errechnet. Nach § 2 TV 13. Monatseinkommen be­
trägt der Anspruch ab 1. April 1990 79 % des Tarifgehalts. Für 
die Klägerin sind das 79 % aus 2.955,—  DM, also 2.334,45 DM

12
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


”  12

brutto. Da das Landesarbeitsgericht lediglich den tariflichen An­
spruch der Klägerin als begründet angesehen hat, hätte es nur 
eine Verurteilung in dieser Höhe aussprechen dürfen. Soweit das 
Landesarbeitsgericht der Klägerin einen höheren Betrag 
(2.543,80 DM brutto) zugesprochen hat, ist die Revision der Be­
klagten daher begründet.

c) Eine weitere Kürzung des tariflichen Anspruchs auf das 
13. Monatseinkommen 1990 kommt nicht in Betracht. Weder aus einer 
ausdrücklichen Bestimmung, noch aus dem GesamtZusammenhang des TV 
13. Monatseinkommen, die bei der Tarifauslegung maßgebend zu be­
rücksichtigen sind (BAGE 46, 308, 313 = AP Nr. 135 ZU § 1 TVG 
Auslegung), noch aus dessen Sinn und Zweck ergibt sich, daß der 
Anspruch der Klägerin auf das volle 13. Monatseinkommen für die 
Zeiten ganz oder teilweise gekürzt werden kann, in denen sie 
wegen der Inanspruchnahme von Erziehungsurlaub (§ 16 BErzGG) eine 
tatsächliche Arbeitsleistung nicht erbracht hat.

Der Senat hat in seiner Entscheidung vom 5. August 1992 
(- 10 AZR 88/90 - AP Nr. 143 zu § 611 BGB Gratifikation, auch für 
die Amtliche Sammlung des Gerichts vorgesehen) ausgesprochen und 
begründet, daß eine tarifliche Regelung über eine jährliche Son­
derzahlung, deren Zweck es auch ist, im Bezugszeitraum für den 
Betrieb geleistete Arbeit zusätzlich zu vergüten, im einzelnen 
bestimmen kann, welche Zeiten ohne tatsächliche Arbeitsleistung 
sich anspruchsmindernd oder anspruchsausschließend auf die Son­
derzahlung auswirken sollen. Eine derartige Vorschrift für den 
Erziehungsurlaub enthält der TV 13. Monatseinkommen jedoch nicht.
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Der Fall, daß ein Arbeitnehmer während des Bezugsjahres Erzie­
hungsurlaub in Anspruch nimmt, ist im TV 13. Monatseinkommen 
nicht geregelt.

Allein aus dem Begriff "Beschäftigungsmonat", der im TV 
13. Monatseinkommen mehrmals verwendet wird, läßt sich entgegen 
der Auffassung der Beklagten eine Kürzung des 13. Monatsein­
kommens bei Inanspruchnahme des Erziehungsurlaubs nicht entneh­
men. Die tatsächliche Arbeitsleistung kann während der Dauer des 
rechtlichen Bestandes eines Arbeitsverhältnisses wegen einer 
Vielzahl von Umständen ausfallen; Zeiten der Arbeitsunfähigkeit, 
des Urlaubs, persönlicher Arbeitsverhinderungen aus sonstigen 
Gründen, vereinbarte Freistellungen von der Arbeit, Mutterschutz­
fristen, Erziehungsurlaub, Einberufung zum Wehrdienst, ehrenamt­
liche Tätigkeiten und ähnliche Umstände können die während der 
Zeit des Bestehens des Arbeitsverhältnisses tatsächlich erbrachte 
Arbeitsleistung erheblich mindern. Sollen solche Zeiten den An­
spruch auf eine tarifliche Sonderleistung ausschließen oder kür­
zen, bedarf dies einer ausdrücklichen Regelung im Tarifvertrag.

Eine am Maß der jährlichen Arbeitsleistung orientierte Kür­
zung des 13. Monatseinkommens läßt sich auch nicht mit einem all­
gemeinen Rechtsprinzip begründen (BAG Urteil vom 24. Oktober 1990 
- 6 AZR 341/89 - AP Nr. 2 zu § 1 TVG Tarifverträge: Glasindust­
rie; Urteil vom 5. August 1992 - 10 AZR 88/90 -, aaO); insoweit 
bedarf es einer ausdrücklichen Quotenregelung, wenn das 
13. Monatseinkommen für solche Zeiten gekürzt werden soll, in

-  14 -

denen das Arbeitsverhältnis ruht.
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Somit war das Urteil des Landesarbeitsgerichts aufzuheben 
und unter teilweiser Abänderung des Ersturteils die Beklagte bei 
Abweisung der Klage im übrigen zur Zahlung eines 13. Monatsein­
kommens für das Jahr 1990 in Höhe von 2.334,45 DM brutto zu ver­
urteilen.

III. Im Verhältnis ihres teilweisen Siegens und Unterliegens 
haben die Klägerin die Kosten des Rechtsstreits zu 1/5 und die 
Beklagte zu 4/5 zu tragen (§ 92 Abs. 1 ZPO).

Rechtsbehelfsbelehrung:

Der Klägerin steht, soweit ihre Revision durch Versäumnisurteil 
zurückgewiesen worden ist, der Einspruch (§ 338 ZPO) zu. Der Ein­
spruch muß durch Einreichxang einer Einspruchsschrift beim Bundes­
arbeitsgerichts, Graf-Bernadotte-Platz 5, 34119 Kassel, von einem 
bei einem deutschen Gericht zugelassenen Rechtsanwalt eingelegt 
werden (§ 340 ZPO). Die Einspruchsschrift muß die Bezeichnung des 
Urteils, gegen das der Einspruch gerichtet wird, sowie die Erklä­
rung, daß gegen dieses Urteil Einspruch eingelegt werde, enthal­
ten. Die Einspruchsfrist beträgt zwei Wochen. Sie beginnt mit der 
Zustellung des Versäumnisurteils (§ 339 Abs. 1 ZPO).

Matthes Dr. Freitag Hauck
Seyd Großmann
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